
Plattformen 
Wir befürworten eine konsequente Regulierung großer Online - Plattformen und KI - 
Anbieter, allerdings mit dem Ziel, Grundrechte, Demokratie und Meinungsfreiheit zu 
schützen, nicht um Innovation einzuschränken. Diese beiden Ziele müssen zueinander 
stimmig mitbedacht werden. 

Kennzeichnungspflicht von KI​
Wir befürworten strikte Kennzeichnungspflichten für KI-generierte Inhalte und Deepfakes, 
um Transparenz zu sichern und vor Desinformation zu schützen. Diese sind im AI Act 
bereits verankert und wir werden strikt auf deren Umsetzung beharren. Essentiell sind 
außerdem nationale Medien- und Urheberrechtsanpassungen. 

Sollen Plattformen für auf ihnen verbreiteten Inhalten haften (Aufhebung des 
Haftungsprivilegs)​
Gleichzeitig fordern wir eine stärkere Inpflichtnahme großer Digitalkonzerne als Gatekeeper. 
Zwar gilt europaweit weiterhin das Herkunftsland- und Access-Provider-Privileg gemäß DSA, 
doch setzen wir uns für konsequente Lösch- und Moderationspflichten bei Hassrede, 
Desinformation und Urheberrechtsverletzungen ein. Digitalkonzerne und große Plattformen 
sind längst keine reinen Dienstleister mehr, sondern Medienhäuser. Also solche müssen wir 
sie auch in die Verantwortung nehmen. 

Vergütungspflicht zur Nutzung von journalistischen Inhalten, auch zu KI Trainingszwecken, 
Opt-Out-Möglichkeit für Journalist*innen ​
Für die Nutzung journalistischer Inhalte durch KI-Modelle fordern wir faire 
Vergütungsmodelle für Presseverlage und Urheber*innen. Wir unterstützen wirksame 
Opt-Out-Mechanismen und eine Weiterentwicklung des Urheberrechts hin zu einer 
Vergütungspflicht für Training und KI-Synthesen. 

Haltung zu AI-Overviews und zur zwingenden Verlinkung auf die Quellen ​
Klar positionieren wir uns gegen das lizenzfreie Abgreifen journalistischer Inhalte durch 
KI-Overviews wie Google. Gefordert werden verpflichtende, prominente Quellenverlinkungen 
sowie angemessene Vergütungsmodelle. 

Position zum Aufbau einer offenen, unabhängigen KI-Plattform durch den Einsatz von 
Open-Source-Lösungen​
Die Gründung einer offenen, unabhängigen KI-Plattform auf Basis von 
Open-Source-Lösungen befürworten wir entschieden. Auf Landes- und Bundesebene setzen 
wir uns für digitale Souveränität, europäische Open-Source-LLMs (etwa Aleph Alpha) und 
public-interest-Technologien ein. 

Position zur geplanten Digitalabgabe ​
Unsere zentrale Kernforderung ist die Einführung einer Digitalabgabe, einer fairen 
Besteuerung von Onlinewerbeumsätzen großer Plattformen wie Alphabet und Meta, um 
damit staatsferne Medien- und Kulturfonds zur Finanzierung von Journalismus zu speisen..  

Journalismusförderung​
 



Wie steht die Partei grundsätzlich zur Förderung von Journalismus und Presse/Medien?​
Bündnis 90/Die Grünen fordern sehr deutlich, den Schutz der Pressefreiheit, den Schutz vor 
Einschüchterungsklagen, die Förderung investigativer Recherchen, Unterstützung exilierter 
Journalist*innen, faire Arbeitsbedingungen, bessere soziale Absicherung, bessere 
Ausbildung, Stärkung des öffentlichen - rechtlichen Rundfunks und den Ausbau der 
Medienkompetenz. 

Wir befürworten einen unabhängigen Journalismus und eine aktive staatliche Förderung. 
Auch große Tech-Unternehmen sollen besteuert werden, um diese Gelder dann in 
Transformations-und Innovationsfonds umzuwandeln. 

Position zur nicht-redaktioneller Förderung wie Vertriebsförderung, Mehrwertsteuersatz „0“ ​
Die nicht-redaktionelle Förderung, etwa durch Vertriebsförderung und einen reduzierten 
Mehrwertsteuersatz von 0 %, befürworten wir. Ziel ist die Absenkung der Steuer auf digitale 
Presseerzeugnisse sowie gezielte, technologieneutrale Infrastrukturförderung. 

Position zur Gemeinnützigkeit von Journalismus ​
Rechtlich erkennen wir verleger- und staatsunabhängigen Journalismus in der 
Abgabenordnung als gemeinnützig an. 

Wird redaktionelle/journalistische Förderung ausgeschlossen? ​
Redaktionelle Förderung schließen wir nicht aus, müssen sie jedoch zwingend staatsfern 
ausgestalten. Präferiert wird ein unabhängiger Medienfonds, verwaltet von Vertretern der 
Zivilgesellschaft und Wissenschaft ohne staatlichen Einfluss und finanziert unter anderem 
durch die Digitalabgabe. 

Gibt es spezifische Ideen für den Lokaljournalismus? ​
Lokaljournalismus hat hohe Priorität: Als Fundament der Demokratie fordern wir gezielte 
Start-up-Förderung. 

Wie werden die existierenden Förderprogramme (mabb) bewertet? ​
Die Medienanstalt Berlin-Brandenburg (mabb) bewerten wir als staatsfernes Regulierungs- 
und Förderinstrument als richtig und wichtig. Sie sollte jedoch größere finanzielle Spielräume 
erhalten, um ihren gestiegenen Anforderungen gerecht werden zu können und sich stärker 
der Erprobung neuer digitaler Community-Medien widmen. 

Position zu Fonds für Journalisten und Recherchen & Position zu Mindesthonorare für 
Medienschaffende ​
Recherchestipendien, Investigativ-Fonds und Exiljournalismusprogramme befürworten wir 
ausdrücklich. Ebenso unterstützen wir Mindesthonorare und Honorarempfehlungen für Freie 
und Solo-Selbstständige im Medienbereich, um Prekarität entgegenzuwirken. 

 

Schutz von Journalist*innen:​
​
Position zu den gemeinsamen Verhaltensgrundsätzen Polizei/Presse und der Tatsache, 
dass sich deren Novellierung seit sechs Jahren hinzieht ​
Die jahrelangen Verzögerungen bei der Novellierung der gemeinsamen 



Verhaltensgrundsätze zwischen Polizei und Presse kritisieren wir scharf. Eine umgehende 
Anpassung an moderne Medienrealitäten ist erforderlich, inklusive der Einbeziehung 
digitaler und freier Journalist*innen. 

Rolle des amtlichen Presseausweises im Verhältnis zu anderen „Ausweisen“ ​
Der bundeseinheitliche Presseausweis muss als Standard-Legitimation anerkannt werden. 
Gleichzeitig dürfen journalistische Akteure bei Demonstrationen nicht pauschal schikaniert 
oder von der Berichterstattung ausgeschlossen werden. 

Welche weiteren Maßnahmen sind geplant/denkbar? ​
Konsequentes Vorgehen gegen SLAPP-Klagen (strategische Prozesse gegen 
Berichterstattung) ist notwendig. Wir fordern die Einrichtung von 
Schwerpunktstaatsanwaltschaften gegen digitale Hetze und Bedrohungen von 
Reporter*innen. 

Muss sich die Polizei weiterentwickeln mit Blick auf ihre Pflichten, die freie Berichterstattung 
(Art. 5 GG) und damit den Journalismus zu schützen; sollte das verbindlicher 
Ausbildungsstoff für Polizeianwärter*innen sein?​
Der Schutz der freien Berichterstattung muss verbindlicher, praxisnaher Bestandteil der 
Ausbildung von Polizeianwärter*innen werden. Verhältnismäßigkeit und Respektierung der 
Pressefreiheit gegenüber der Polizei sind fortlaufend einzufordern. 

Auskunftsrechte von Journalist*innen​
Position zur aktuellen Planung, die Auskunftsrechte in Berlin einzuschränken ​
Versuche des schwarz-roten Senats, das Berliner Informationsfreiheitsgesetz oder 
presserechtliche Auskunftsansprüche abzuschwächen, lehnen wir strikt ab. 

Wie sollen entsprechende Regelungen künftig aussehen? ​
Zukünftig fordern wir die Ausweitung des IFG zu einem umfassenden Transparenzgesetz mit 
proaktiver Veröffentlichungspflicht der Verwaltung („Open Data by Default"). 

Position zur Praxis öffentlicher Pressestellen - Anfragen müssen zeitnah und umfänglich 
bearbeitet werden​
Öffentliche Pressestellen müssen verpflichtet werden, Anfragen zeitnah und vollständig zu 
bearbeiten. Verzögerungstaktiken oder Verweigerungen unter dem Vorwand von 
Verwaltungsaufwand sind abzulehnen. 

Position zu einem vergleichbaren Auskunftsrecht auf Bundesebene ​
Auf Bundesebene fordern wir die Verankerung eines Bundesmedienauskunftsgesetzes, um 
die Regelungslücke für Recherchen gegenüber Bundesbehörden (BND, Bundesministerien 
etc.) gesetzlich bindend zu schließen. 

Öffentlich-rechtlicher Rundfunk:​
​
Position zur Debatte Erhöhung Rundfunkbeitrag ​
Wir vertreten die Empfehlungen der KEF zur Beitragsanpassung und lehnen die politische 
Willkür bei der Festsetzung der Gebühren durch die Länder ab. 



Reichen die Maßnahmen des Reformstaatsvertrags aus? Was fehlt? ​
Der Reformstaatsvertrag geht in Richtung Verschlankung und Digitalisierung, für uns Grüne  
reichen die Regelungen bei Transparenz, Diversität und staatsferner Kontrolle jedoch nicht 
aus. 

Wie lässt sich eine sozial gerechte Rundfunkgebühr erheben? ​
Bei der Rundfunkgebühr befürworten wir die Beibehaltung von Befreiungen und 
Ermäßigungen (etwa bei Bürgergeld oder BAföG) und prüfen sinnvolle Staffelungen, um 
einkommensschwache Haushalte nicht unverhältnismäßig zu belasten. 

Was kann man gegen rbb-Pensionslasten tun? Position zur „Endschuldung“ der Anstalten 
durch die einmalige Übernahme der aufgelaufenen Verpflichtungen, um einen frischen Start 
zu ermöglichen​
Die Altlasten aus intransparenten AT-Verträgen binden Programmvermögen beim rbb. Wir 
verlangen Transparenz und Reformwege, stehen einer pauschalen Entschuldungen jedoch 
kritisch gegenüber, sofern keine strukturellen Garantien für zukünftige Sparsamkeit verbürgt 
werden. 

Wie soll im rbb die Mitbestimmung der Mitarbeitenden verbessert werden ? Sind/arbeiten die 
Gremien transparent genug?​
Die Mitbestimmung im rbb stärken wir durch bessere Vertretung der Freien und 
Personalräte. Gremiensitzungen müssen transparenter gestaltet werden (öffentliche 
Protokolle, Streaming von Nicht-Interna). 

Position zur Gremienzusammensetzung bei rbb und mabb: divers genug zusammengesetzt?​
Bei der Zusammensetzung der Gremien (rbb, mabb) fordern wir deutlich mehr Diversität: 
bessere Repräsentation von Frauen, Menschen mit Migrationsgeschichte, jüngeren 
Generationen und LSBTIQ+ in Rundfunk- und Medienräten. 

Medienkompetenz: 

Position zu einem Unterrichtsfach  „Medien- und Nachrichtenkompetenz“ in allen 
weiterführenden Schulen – idealerweise mit fächerübergreifendem Ansatz​
Wir Grünen unterstützen die Einführung von Medien- und Nachrichtenkompetenz als 
verbindliches Element im Schulalltag. Unser Favorit ist ein fächerübergreifender Ansatz statt 
eines isolierten Informatik-Themas: Medienbildung gehört in alle Fächer integriert. 

Ob dies als eigenständiges Schulfach oder als verbindliches Querschnittsthema mit festen 
Pflichtstunden umgesetzt wird, ist zweitrangig. Entscheidend ist die Verankerung in der 
Lehrkräftebildung (Aus-, Fort- und Weiterbildung), damit Lehrkräfte Medienkompetenz 
fundiert vermitteln können. 

Die folgenden Kompetenzen sollten vermittelt werden: ​
Befähigung zur Quellenbewertung: Schüler*innen sollen lernen, Primärquellen zu prüfen, 
Impressumangaben zu lesen und Faktenfinder-Methoden gezielt anzuwenden. 

Befähigung zur Einordnung digitaler Inhalte:​
Die Fähigkeit, digitale Inhalte kontextualisieren und ihre Herkunft nachverfolgen zu können, 
muss systematisch aufgebaut werden. 



Befähigung zur Erkennung manipulativer Kommunikationsstrategien: ​
Das Erkennen von Deepfakes, KI-generierten Inhalten, Algorithmen-Trends, Ragebaiting 
und Desinformationskampagnen muss zum Standard-Handwerkszeug gehören.​
 

Einschätzung Medienkompetenz in Berlin bei: ​
Kinder (bis 14 Jahre): Kinder dieser Altersgruppe haben meist eine hohe technische 
Anwendungsfähigkeit, aber eine geringe Reflexionskompetenz. Sie sind besonders 
gefährdet durch algorithmische Suchtdynamiken, Dark Patterns, Cyberbullying und 
unregulierte Influencer-Werbung. Hier brauchen wir schützende Rahmenbedingungen, 
zeitgemäßen Jugendmedienschutz und frühe, spielerische Medienbildung ab der 
Grundschule und Kita. 

Jugendliche (14–20 Jahre): Nutzen Netzwerke intensiv als primäre Informationsquelle. Die 
Herausforderung liegt im Erkennen subtiler Manipulationen, verdeckter Parteienwerbung 
und verfälschten Video Snippets (etwa auf TikTok). Sie benötigen die Befähigung zur 
Quellenevaluation sowie Freiräume zur eigenen Medienproduktion. 

Junge Erwachsene (20–30 Jahre): Zeigen hohe digitale Vernetzung, jedoch oft eine hohe 
Anfälligkeit für Filterblasen, Echokammern und KI-generierten Content. Der Fokus muss auf 
der kritischen Reflexion der eigenen Mediennutzung und Plattformökonomie liegen. 

Erwachsene (30–60 Jahre): Diese Gruppe wird oft unterschätzt: Hier verbreiten sich 
Desinformation, Verschwörungserzählungen und Kettenbriefe (etwa über 
Messenger-Dienste) besonders schnell. Es fehlen häufig Angebote der beruflichen 
Weiterbildung und Erwachsenenbildung zur digitalen Medienkompetenz. 

Erwachsene (60–70 Jahre): Starke Betroffenheit von digitaler Exklusion, aber gleichzeitig 
Zielgruppe für gezielte Desinformationskampagnen und Phishing. Hier braucht es 
zugängliche, niedrigschwellige Angebote vor Ort, um digitale Teilhabe sicherzustellen und 
vor Kriminalität und Falschinformationen zu schützen. 

Erwachsene über 70 Jahre: Ähnliche Problemlage wie die 60- bis 70-Jährigen, mit 
verstärktem Bedarf an persönlicher Unterstützung und Begleitung im Umgang mit digitalen 
Technologien. 

Muss/sollte die mabb ihre Angebote hier weiter ausbauen?​
Ja. Die Medienanstalt Berlin-Brandenburg (mabb) muss und sollte ihre Angebote weiter 
ausbauen. Als gemeinsame Medienanstalt ist sie eine Schlüsselinstitution für Medienvielfalt 
und Medienbildung in der Region. Wir unterstützen konkret: 

Den Ausbau zielgruppenspezifischer Programme zur Bekämpfung von Desinformation, etwa 
Projekte zur Nachrichtenkompetenz im öffentlichen Raum und für ältere Generationen. Die 
Stärkung des Lokaljournalismus, da lokaler Qualitätsjournalismus das beste Gegengift 
gegen populistische Falschnachrichten ist. Die Weiterentwicklung und finanzielle 
Absicherung von Projekten wie dem mabb-Jugendrat oder Bildungsinitiativen in Quartieren. 

 



Welche anderen Einrichtungen sollten/könnten hier noch tätig werden?​
Volkshochschulen und Bibliotheken: Sollte zu Quartierszentren für digitale Bildung und 
Medienkompetenz ausgebaut werden, insbesondere für Senior*innen und schwer 
erreichbare Gruppen. 

Landeszentrale für politische Bildung: ​
Verstärkte Kopplung von politischer Bildung mit digitaler Medienkritik. 

Offene Kinder- und Jugendarbeit / Jugendfreizeiteinrichtungen: ​
Integration medienpädagogischer Angebote direkt in die Lebenswelt junger Menschen. 

Zivilgesellschaftliche Akteur*innen und Faktencheck-Initiativen: Förderung freier Träger und 
Initiativen, die Bildungsarbeit gegen Hass im Netz und Desinformation leisten. 

Position zu einem digitalen Führerschein analog zum PKW/Motorrad:​
Einen pflichtigen, reglementierenden „Führerschein" als Zugangsvoraussetzung für das 
Internet lehnen wir als Grüne entschieden ab. Dies würde dem Grundrecht auf 
Informationsfreiheit widersprechen und unzulässige Hürden aufbauen. 

Was wir befürworten, sind freiwillige, modulare Bildungsangebote und Kompetenznachweise 
(etwa ein „Medienpass" an Schulen oder in der Erwachsenenbildung). Es geht uns nicht um 
Verbote oder Erlaubnis, sondern um Empowerment und die Befähigung zur 
eigenverantwortlichen Nutzung. 

Schutz der Medien vor Populismus/Unterwanderung 

Müssen hier Gesetzesgrundlagen geändert werden (siehe S.-Anhalt, RLP)?​
Ja, angesichts des Erstarkens rechtspopulistischer Kräfte und zunehmender Angriffe auf 
demokratische Medienstrukturen müssen wir den rechtlichen Rahmen wehrhaft 
ausgestalten. Der öffentlich-rechtliche Rundfunk und die freie Presse sind Stützen unserer 
Demokratie. 

rbb-Staatsvertrag​
Mit der Reform des rbb-Staatsvertrags wurden wesentliche Schritte für Transparenz, 
Compliance und Stärkung der Gremienaufsicht umgesetzt. ​
Für uns Grüne gilt: Staatsferne und Unabhängigkeit abzusichern. Die Staatsferne der 
Gremien (Rundfunkrat/Verwaltungsrat) müssen absolut garantiert sein, um politischen 
Zugriff durch populistische Strömungen dauerhaft zu verhindern. 

Finanzielle und strukturelle Absicherung: Wir erteilen Versuchen, den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk finanztechnisch auszuhungern oder politisch zu kapern, eine klare Absage. 

Staatsvertragliche Schutzklauseln: Gesetzliche Hürden gegen eine einseitige Aufkündigung 
oder Entkernung des Staatsvertrags müssen resilient ausgestaltet sein. 

 

Landespressegesetz Berlin 



Das Berliner Pressegesetz garantiert die Auskunftsrechte der Presse und schützt 
Journalist*innen. Wir setzen uns dafür ein: 

Schutz vor SLAPP-Klagen: Akteur*innen der freien Presse müssen wirksam vor 
rechtsmissbräuchlichen Klagen geschützt werden, mit denen kritischer Journalismus 
mundtot gemacht werden soll. 

Auskunftsrechte stärken: Behörden müssen verpflichtet bleiben, Journalist*innen rasch und 
transparent Auskunft zu geben, auch gegenüber digitalen und investigativen 
Medienformaten. 

Sonstige Gesetze/Vorschriften 

Informationsfreiheitsgesetz (IFG) / Transparenzgesetz: ​
Wir kämpfen für ein echtes Berliner Transparenzgesetz, das administrative Daten proaktiv 
veröffentlicht. Das nimmt Verschwörungserzählungen den Nährboden. Die Angriffe der 
schwarz-roten Koalition sowohl auf Bundes-, als auch auf Landesebene können wir nur 
stärkstens verurteilen. 

Demokratieförderung auf Landesebene:​
Uns ist Absicherung zivilgesellschaftlicher Initiativen gegen rechtsextreme und populistische 
Angriffe durch verlässliche gesetzliche Förderstrukturen sehr wichtig. Wir haben auch als 
Opposition den Prozess rund um das Demokratiefördergesetz eng begleitet.  

Medienstaatsvertrag auf Länder- und Bundesebene: ​
Weiterentwicklung von Vorgaben gegen Konzentration von Medienmacht, zur Transparenz 
von Plattform-Algorithmen und zur Durchsetzung des Digital Services Act (DSA) auf Landes- 
und Bundesebene. 
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